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S
eit Anfang 2024 gelten für Ma-
nager verschärfte Regeln im 
Strafrecht: Geschäftsführerin-

nen und Geschäftsführer sowie Vor-
standsmitglieder von Kapitalgesell-
schaften (GmbH, AG und SE) sowie 
(Europäischen) Genossenschaften 
gelten automatisch als disqualifi-
ziert, wenn sie wegen bestimmter 
Delikte zu einer mehr als sechsmo-
natigen Freiheitsstrafe verurteilt 
werden. Für die Dauer von drei Jah-
ren ab rechtskräftiger Verurteilung 
dürfen sie nicht in einer solchen 
Funktion tätig sein. 

Die Regelung beruht auf einer 
Richtlinie der Europäischen Union 
(EU-RL 2017/1132). Der österreichi-
sche Gesetzgeber entschied sich bei 
der Umsetzung dafür, den Delikts-
katalog auf „Klassiker“ des Wirt-
schaftsstrafrechts wie Betrug oder 
Untreue einzuschränken. Dass da¬ 

bei gerade das Korruptionsstraf-
recht fehlt, ist im Lichte der letzten 
Jahre durchaus überraschend. Zu-
gleich spielt es nach österreichi-
scher Rechtslage keine Rolle, ob die 
Verurteilung unbedingt oder be-
dingt ausgesprochen wurde. Auch 
Verurteilungen für vergleichbare 
Straftaten durch ausländische Ge-
richte - nicht eingeschränkt auf EU-
Gerichte - sind zu berücksichtigen. 

Rückwirkung unzulässig? 

Die Rechtslage ist anzuwenden 
auf Personen, die nach dem 1. Jän-
ner 2024 rechtskräftig verurteilt 
wurden. Damit erfasst sie auch 
Straftaten, die zu einem Zeitpunkt 
begangen wurden, als die neue 
Rechtslage noch nicht in Kraft war, 
sodass trotz unter Umständen lange 
zurückliegenden Verhaltens - in 
Wirtschaftsstrafsachen häufig - ein 
signifikanter Einschnitt in das be-
rufliche Leben erfolgen kann. 

Zwar gilt im Strafrecht bekann-
termaßen das Rückwirkungsverbot. 
Der Gesetzgeber hat die Disqualifi-
kation jedoch als „Rechtsfolge“ aus-
gestaltet. Dabei handelt es sich um 
Konsequenzen, die das Gesetz mit 
dem Strafurteil verknüpft und die 
automatisch eintreten sollen. Ob 
diese Ausnahme vom Rückwir-
kungsverbot verfassungskonform 
ist, wird die Zukunft zeigen. 

Abseits solcher Überlegungen be-
steht die Möglichkeit, dass die Ge-
richte die automatische Disqualifi-
kation bedingt nachsehen. Die ers-
ten Erfahrungen legen nahe, dass 
(Rechtsmittel-)Gerichte Verurteilte 
nicht unbedingt mit voller Härte ein 
zweites Mal bestrafen wollen. 

Nach Ausspruch der Rechtsfolge 
ist die Bestellung disqualifizierter 
Personen nur „rückgängig“ zu ma-
chen. Besser wäre es wohl gewesen, 
die Bestellung einer disqualifi-
zierten Person als absolut nichtig 

zu qualifizieren, so wie dies in 
Deutschland der Fall ist. 

Im Fall einer Neueintragung hat 
das Firmenbuchgericht zu prüfen, 
ob eine Verurteilung vorliegt, die zur 
Disqualifikation führt. Das wird 
vom Firmenbuchgericht amtswegig 
ermittelt. Die Praxis ist dazu über-
gegangen, Erklärungen der neuen 
Geschäftsführerinnen und Ge-
schäftsführer einzuholen, in denen 
bestätigt wird, dass keine relevante 
Disqualifikation vorliegt. 

Unsicherheit in der Praxis 

Wird ein bereits bestellter Ge-
schäftsführer disqualifiziert, so hat 
er unverzüglich den Rücktritt zu er-
klären; dieser wird nach Ablauf von 
14 Tagen wirksam. Das Firmenbuch-
gericht hat die Gesellschaft aufzu-
fordern, die disqualifizierte Person 
unverzüglich abzuberufen und für 
einen anderen gesetzlichen Vertre-
ter zu sorgen. Kommt sie dieser Auf¬ 

forderung nicht binnen einer Frist 
von zwei Monaten nach, so ist die 
disqualifizierte Person von Amts 
wegen zu löschen. Nach Rechtskraft 
des Löschungsbeschlusses und Ab-
lauf einer Frist von 15 Tagen nach 
Eintragung der Löschung gilt die 
Person als abberufen. 

Die Umsetzung der Richtlinie 
lässt in einigen Punkten Fragen of-
fen. Wie die rechtsberatende und 
behördliche Praxis diese lösen wird, 
wird wohl erst die Zeit zeigen. Auf-
grund der bestehenden Unsicher-
heiten sind Unternehmen jedenfalls 
gut beraten, sich eine möglichst rea-
listische Einschätzung des Verfah-
rensausgangs einzuholen und recht-
zeitig Vorkehrungen für eine mögli-
che Disqualifikation des Geschäfts-
führers zu treffen. 
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